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Ab dem 25. Mai 2018 gilt die neue Datenschutzgrundverordnung. 
Alle mit Datenschutzrecht befassten Unternehmen, Aufsichts-
behörden, die Rechtsanwaltschaft wie die Gerichte müssen sich 
so früh wie möglich argumentativ mit den Neuregelungen aus-
einandersetzen. 

Der neue Handkommentar zur Datenschutzgrundverordnung
erscheint bereits deutlich vor Inkrafttreten der Grundverordnung 
und ermöglicht so eine gezielte Vorbereitung auf den neuen 
Rechtsrahmen.

Durch den immer gleichen strukturellen Au� au der einzelnen 
Artikelkommentierungen versetzt er den Nutzer in die Lage, die 
Probleme der Neuregelungen schnell zu erfassen, wichtige Argu-
mente für die aufgezeigten Rechtsprobleme zu bekommen und, 
womöglich, Analogien zu überkommenen Regelungen aus dem 
BDSG zu ziehen. 

Besonderen Schwerpunkt
legt der Kommentar auf die Bereiche:

 ■ Verhältnis der Grundverordnung zum partiell weitergeltenden, 
nationalen (oder: deutschen) Datenschutzrecht

 ■ Anwendungsbereich der Datenschutzgrundverordnung

 ■ Recht auf Vergessenwerden

 ■ Einwilligungs-Erlaubnisfragen rund um die personenbezogene 
Datenverarbeitung in und durch Unternehmen

 ■ Arbeitnehmerdatenschutz

 ■ Rechtschutzmöglichkeiten.

Besonders hilfreich 
vermittelt die ausführliche Einleitung auf einen Blick grund-
legendes Orientierungswissen über den neuen Rechtsrahmen.

Herausgeber und Autoren: 
Prof. Dr. Daniel Ennöckl, RR Dr. Holger Greve, RA Prof. Dr. Marcus 
Helfrich, Prof. Dr. Ansgar Hense, PD Dr. Albert Ingold,  Dr. David 
Kampert, PD Dr. Bernhard Kreße, RiLG Dr. Reto Mantz, AkadR Dr. 
Enrico Peuker, Prof. Dr. Andreas Popp, RA Prof. Dr. Andreas 
Raschauer, PD Dr. Philipp Reimer, RA Dr. Thomas Sassenberg, 
Prof. Dr. Bettina Schöndorf-Haubold, RAin Sabine Schwende-
mann, RAin Prof. Dr. Louisa Specht, Prof. Dr. Gernot Sydow, RiArbG 
Dr. Jens Tiedemann, Prof. Dr. Emanuel Vahid Towfi gh, Dr. Wolf-
gang Ziebarth.

Interpretationssicherheit bei der Auslegung 
der neuen DatenschutzgrundVO

Europäische Datenschutzgrundverordnung
Handkommentar

Herausgegeben von Prof. Dr. Gernot Sydow, M.A.

2017, 1.456 S., geb., 128,– €
ISBN 978-3-8487-1782-8
nomos-shop.de/23490

Bestellen Sie jetzt telefonisch unter (+49)7221/2104-37. 
Portofreie Buch-Bestellungen unter www.nomos-shop.de
Alle Preise inkl. Mehrwertsteuer

2017NEU

ZCOV_VM_3_2017_DoppelS.indd   4-1 03.08.17   12:46

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2017-4-169 - Generiert durch IP 216.73.216.57, am 07.03.2026, 14:26:37. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2017-4-169


Inhalt

169VM 4/2017

Auf ein Wort... 170

Vom Digitaldialog zu einer digitalen Strategie für das ganze Land 171

Heike Raab

Die Verwaltung der Zukunft soll bürgerfreundlich sein und die 
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der Gestaltung soziotechnischer Systeme sind maßgeblich für 
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als auch die ergänzende und ausgleichende Funktion bieten 
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Digitalisierung auch für die kreisangehörigen Gemeinden und 
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zu einer besseren Verwaltung? Di gitalisierung ist ein komple-
xer Veränderungsprozess, der nicht auf fach  unabhängige und 
fach übergreifende Infrastrukturfragen und die Ein führung von 
On line-Transaktionen reduziert werden darf. Gefragt sind Di-
gi ta lisierungs strategien für die zentralen Aufgabenbereiche der 
Verwaltung, für die schon im Gesetzgebungsverfahren die Aus-
wir kun gen rechtlicher Regelungen auf den Verwaltungsvollzug 
mit Digita lisierung zu prüfen sind. Für Kommunen bedeutet Di-
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einer Digital  stra te gie für die Kommune. 
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angebote sowie neu entstehende Auf ga ben felder durch den ge-
genwärtigen, gravierenden gesellschaftlichen Wandel unzurei-

chend vorbereitet. Ent sprechend wird die Notwendigkeit einer 
Qua lifikations offensive in Anlehnung an frühere Forderungen 
postuliert. Erforderliche inhaltliche Qualifikationsbedarfe wer-
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Aus- und Weiterbildungslandschaft sowohl aufgrund des Fach-
kräf te mangels als auch aufgrund struktureller Ge gebenheiten für 
eine solche Offensive nicht gut vorbereitet ist. Abschließend wer-
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wal   tungshandeln im Zusammenwirken mit der Zivil gesellschaft 
zu konkretisieren und zu professionalisieren. In dem Beitrag 
wird auf die Vorstellungen der Bundesregierung und der Zi-
vil  ge sell schaft eingegangen, die im Rahmen des Dialogs mit 
der Bun des regierung zur Erarbeitung eines Aktionsplans für 
2017-19 zu sammengetragen wurden. Der Beitrag reflektiert 
mögliche Open-Government-Handlungsfelder für die 19. Le gis-
la turperiode, die künftige Bundesregierung und die Zu   sa m men ar-
beit mit Länder und Kommunen über den IT-Pla nungs rat.
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Open Government ist ein Ansatz technikaffiner zivilgesellschaft-
licher Gruppierungen, mit dem allseits befürwortete Ziele wie 
Transparenz, Partizipation und Kooperation auf einem neuen 
Weg besser als bisher erreicht werden sollen: über die unent-
geltliche Bereitstellung möglichst vieler Verwaltungsdaten in 
maschinenlesbarer Form zur freien Weiterverwendung. Wie 
überzeugend diese neue Variante in einer langen Tradition tech-
nikoptimistischer gesellschaftlicher Visionen ist, wird anhand der 
Vorschläge für den ersten Nationalen Aktionsplan im Rahmen 
der Open Government Partnership geprüft. Aufgrund von zehn 
Kritikpunkten werden diesem Ansatz keine Chancen eingeräumt, 
wesentlich zur Erreichung der genannten Ziele beizutragen. 
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Der Smart-City-Begriff ist nicht einheitlich definiert, wird aber 
gemeinhin als Synonym für die zunehmende Vernetzung von 
Bewohnern und den sie umgebenden Technologien verstan-
den. Die mit der Umsetzung „smarter Lebensräume“ verbun-
dene Komplexität stellt die öffentliche Verwaltung vor enor-
me Herausforderungen. Der Beitrag zeigt die übergreifende 
Themenvielfalt einer smarten Stadt anhand eines etablierten 
Referenzmodells auf, um die öffentliche Verwaltung zur nutzen-
stiftenden Mitgestaltung unserer technisierten Lebensräume von 
morgen zu ermutigen. 
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Digitalisierung bedeutet Vernetzung. Damit Digitalisierung ge-
lingen kann, müssen daher die Akteure von Digitalisierungs vor-
haben bereit sein, sich auf dieses Grundprinzip einzulassen, das 
bedeutet Kooperation und Abstimmung über technische und 
fachliche Standards als Basis jeglicher IT-Anwendungs- und In-
fra strukturentwicklung. Ressort- und ebenenübergreifende 
Kooperation und Abstimmung gehören bislang jedoch zu den 
Schwächen, die der deutschen Verwaltung regelmäßig attes-
tiert werden. Dies zeigt sich u.a. an zwei Facetten föderaler 
Digitalisierungsvorhaben deutlich: der Finanzierung und dem 
Management solcher Projekte. 

Impressum 224

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2017-4-169 - Generiert durch IP 216.73.216.57, am 07.03.2026, 14:26:37. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0947-9856-2017-4-169

